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Die Krise in Burundi:  
Scheitert Arusha?
Julia Grauvogel und Claudia Simons

Ungeachtet der Forderungen der Vereinten Nationen und der Region, die Präsident-
schaftswahlen in Burundi zu verschieben, öffneten am 21. Juli die Wahllokale. Burun-
dis Innenminister Edouard Nduwimana hatte sich zuvor vehement gegen einen verän-
derten Zeitplan ausgesprochen. 

Analyse 

Seit April 2015 gibt es in Burundi Proteste gegen eine mögliche dritte Amtszeit von Prä-
sident Pierre Nkurunziza. Nachdem das Verfassungsgericht die Kandidatur im Mai 
2015 in einer umstrittenen Entscheidung absegnete, beziehen sich Demonstranten und 
internationale Gemeinschaft vermehrt auch auf den Friedensvertrag von Arusha aus 
dem Jahr 2000, in dem ebenfalls eine Begrenzung auf zwei Mandate vorgesehen ist. 

�� Die aktuelle Krise in Burundi ist keinesfalls überraschend. Bereits vor den Präsident-
schaftswahlen im Jahr 2010 zeichneten sich autoritäre Tendenzen der Regierung ab 
und auch das gewaltsame Vorgehen gegen die Demonstranten und die unabhängi-
gen Medien knüpft an vorherige Repressionen gegen regimekritische Kräfte an. 

�� Obwohl die Frage des dritten Mandats im Zentrum der aktuellen Auseinanderset-
zungen steht, handelt es sich nicht um eine Verfassungskrise im engeren Sinn. Viel-
mehr vollzog sich die von den Demonstranten angeprangerte Monopolisierung der 
Macht durch die Regierungspartei zu großen Teilen im Rahmen der rechtsstaatli-
chen Strukturen, die seit dem Ende des Bürgerkriegs im Jahr 2005 mit großer inter-
nationaler Unterstützung aufgebaut wurden. 

�� Die Reaktion westlicher Geber und regionaler Akteure bewegt sich im Spannungs-
feld zwischen einer legalistischen Argumentation und der Forderung nach poli-
tischem Dialog im Sinne des Friedensvertrags von Arusha. 

�� Burundis Entwicklung steht exemplarisch für den Versuch zahlreicher Regime 
im subsaharischen Afrika, sich einen demokratischen Anstrich zu geben und ih-
re Macht mithilfe formal rechtsstaatlicher Instrumente zu festigen. Eine prinzipi-
engeleitete Haltung der internationalen Gemeinschaft in dieser Frage sollte sich an 
der von aktuell 28 Mitgliedsstaaten der Afrikanischen Union (AU) unterzeichneten 
Afrikanischen Charta für Demokratie, Wahlen und Regierungsführung orientieren. 

Schlagwörter: Burundi, Verfassungsänderung, Amtszeitbeschränkung, Ostafrikanische 
Gemeinschaft, Afrikanische Union, Konflikt 
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Keine überraschende Krise 

Seit die Partei des amtierenden Präsidenten, der 
Conseil National pour la Défense de la Démocra-
tie - Forces de Défense de la Démocratie (CNDD-
FDD), am 25. April 2015 Pierre Nkurunziza als 
Kandidaten der bevorstehenden Wahlen ernann-
te, gehen die Menschen in Burundi gegen seine 
mögliche dritte Amtszeit auf die Straße. Die Po-
lizei und die Jugendmiliz der Regierungspartei 
Imbonerakure begegnen den Massenprotesten 
mit massiver Gewalt. Die Zusammenstöße zwi-
schen Regimegegnern und Sicherheitskräften 
forderten bisher mehr als 70 Tote, Hunderte De-
monstranten wurden verhaftet und über 140.000 
Menschen sind in die benachbarten Länder geflo-
hen. Ein Putschversuch durch Teile der Armee am 
13. Mai scheiterte. Aus Angst vor Repressionen 
tauchten daraufhin Oppositionspolitiker, Akteure 
aus der Zivilgesellschaft und Militärs unter. Alle 
relevanten privaten Medien wurden geschlossen 
und ihre Verlagsgebäude teilweise sogar zerstört. 
Bis dato galt Burundi als Erfolgsgeschichte der 
Friedenskonsolidierung. Im Jahr 2000 – nach sie-
ben Jahren Bürgerkrieg – wurde unter enormem 
Verhandlungsaufwand und starkem internatio-
nalen sowie regionalen Einfluss das Arusha-Frie-
densabkommen geschlossen. Es etablierte ein Sys-
tem der ethnischen und politischen Machtteilung 
und ebnete so den Weg für die Verabschiedung ei-
ner neuen Verfassung sowie für die Wahlen von 
2005. Multi- und bilaterale Geber haben Burun-
dis Transition durch weitreichende Programme in 
den Bereichen der Sicherheitssektor-Reform, De-
mokratieförderung und Good Governance unter-
stützt.

Dennoch überrascht die derzeitige Krise an-
gesichts der zunehmend autoritären Tendenzen 
der Regierungspartei kaum. Die Einschüchterung 
politischer Gegner gehörte bereits in der Vergan-
genheit zum Repertoire des CNDD-FDD. Im Jahr 
2007 wurde der unliebsam gewordene damalige 
Generalsekretär Hussein Radjabu aus der Partei 
ausgeschlossen und im Jahr 2008 für einen angeb-
lichen Putschversuch zu sieben Jahren Haft verur-
teilt. Als ihm daraufhin 22 CNDD-FDD-Parlamen-
tarier ihre Solidarität aussprachen, wurden ihnen 
die Mandate entzogen. Im Vorfeld der Kommu-
nal- und Parlamentswahlen 2010 wurden Oppo-
sitionspolitiker durch Polizei und Geheimdienst 
verfolgt, bedroht und ermordet. Seit Jahren wird 
außerdem die Arbeit der Zivilgesellschaft und un-

abhängiger Journalisten durch Bedrohungen und 
repressive Gesetzgebung erschwert. 

Über die Jahre hat der CNDD-FDD de facto 
einen Einparteienstaat etabliert. Aufgrund eines 
Boykotts der Wahlen 2010 durch einen Großteil 
der Opposition dominiert die Regierungspartei 
alle politischen und administrativen Institutionen 
vom Parlament bis hin zur kleinsten administra-
tiven Einheit der Hügelräte1. Auch die Sicherheits-
organe sind mittlerweile fest in der Hand der Re-
gierungspartei; die Polizei und der Geheimdienst 
zeichnen sich durch eine große Loyalität gegen-
über dem CNDD-FDD aus. Auch bezüglich der 
Armee sitzt der Präsident mittlerweile fester im 
Sattel als noch vor ein paar Jahren (Simons 2015). 

Bemerkenswert ist, dass sich die Monopolisie-
rung der Macht seitens des CNDD-FDD zumin-
dest formal auch innerhalb der vorhandenen de-
mokratischen und rechtsstaatlichen Strukturen 
vollzog. So bestätigte das Verfassungsgericht im 
Jahr 2008 den Ausschluss der CNDD-FDD-Dis-
sidenten aus dem Parlament. Die Wahlen 2010 
zeigten besonders deutlich, dass selbst das ela-
borierte System der politischen und ethnischen 
Machtteilung die Machtzentrierung des CNDD-
FDD nicht verhindern konnte. Die Regierungs-
partei erfüllte trotz des Wahlboykotts durch ei-
nen Großteil der Oppositionsparteien alle Krite-
rien für eine verfassungsgemäße Regierungsbil-
dung. Lediglich zwei Bestimmungen waren po-
tenziell problematisch. Artikel 168 der Verfassung 
sieht vor, dass eine Partei mit einer geschlossenen 
Liste zur Parlamentswahl antreten muss, auf der 
höchstens Zweidrittel der Kandidaten derselben 
ethnischen Gruppe angehören. Diese ethnische 
Quote stellte für den CNDD-FDD aber kein Hin-
dernis dar, da sich bereits zuvor viele Tutsi2 der 
aus einer ehemaligen Hutu-Rebellenbewegung 
hervorgegangenen Regierungspartei angeschlos-
sen hatten. Das in Artikel 124 festgehaltene Prin-
zip der politischen Machtteilung, demzufolge die 
beiden Vizepräsidenten unterschiedlichen politi-
schen Parteien angehören müssen, wurde mit der 

1	 In Burundi besteht ein Zweikammersystem mit Parlament 
und Senat. Darüber hinaus ist das politische und administra-
tive System dezentralisiert. Neben den eingesetzten Provinz-
gouverneuren gibt es gewählte Kommunaladministratoren 
und -parlamente sowie gewählte sog. Hügelräte. 

2	 Hutu (ungefähr 85 Prozent der Bevölkerung) und Tutsi (15 
Prozent) bezeichneten im präkolonialen Burundi soziale Po-
sitionen, die sich infolge der Instrumentalisierung durch die 
koloniale Administration und politische Eliten nach der Un-
abhängigkeit als ethnische Kategorien verfestigten.
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Ernennung von Therence Sinunguruza der Uni-
on pour le Progrès National (UPRONA) ebenfalls 
erfüllt. Seitdem hat die UPRONA alle wichtigen 
Entscheidungen der Regierung mitgetragen. Erst 
als die Regierung im März 2014 eine Verfassungs-
änderung einbrachte, die auch die Regelung der 
beiden Vizepräsidenten abschaffen und die Quote 
der verfassungsändernden Mehrheit herabsetzen 
sollte, stellte sich die UPRONA im Parlament ge-
schlossen gegen den CNDD-FDD. 

Auch in der aktuellen Krise konnten die im 
Arusha-Abkommen und der Verfassung etablier-
ten formalen Institutionen den Machtzuwachs der 
Exekutive nicht beschränken. Im April 2015 rief 
der Senat das Verfassungsgericht an, um eine drit-
te Amtszeit Nkurunzizas auf Verfassungskonfor-
mität zu überprüfen. Nach massivem Druck auf 
die Richter bestätigte das oberste Gericht seine 
Kandidatur. Die Verfassungsrichter folgten da-
bei der Argumentation des CNDD-FDD, wonach 
das erste Mandat Nkurunzizas nicht im Sinne der 
Verfassung relevant sei, da er im Jahr 2005 durch 
Parlament und Senat und nicht – wie im entspre-
chenden Paragrafen über die Beschränkung der 
Amtszeit formuliert – direkt durch das Volk ge-
wählt wurde. 

Die Verfassung Burundis und der „Geist von 
Arusha“ 

Der CNDD-FDD stützt seine Legitimität auf ei-
nen Diskurs von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit. Beispielhaft dafür sind die Parlaments-
wahlen von 2010. Der Sieg bei den von internatio-
nalen Beobachtern als frei und fair charakterisier-
ten Wahlen dient der Regierung bis heute als Ar-
gument gegen jeglichen Dialog mit der Oppositi-
on, die laut der Regierung ihre demokratische Le-
gitimität durch den Boykott verspielt habe. Auch 
seine dritte Amtszeit wollte Nkurunziza formal-
rechtlich absichern. So versuchte er zunächst im 
März 2014 die Mandatsbeschränkung in der Ver-
fassung aufzuheben, scheiterte aber an einer Stim-
me im Parlament. 

Dass Nkurunziza daraufhin nicht einfach er-
neut antrat, sondern die Kandidatur vom Verfas-
sungsgericht absegnen ließ, unterstreicht die Be-
deutung formal rechtsstaatlicher Prozeduren für 
das Regime. Dies wird auch in der Vehemenz 
deutlich, mit der die Regierung an den Wahlen 
festhält. Nachdem bilaterale Geber ihre Wahlfi-

nanzierung eingefroren hatten und die Europä-
ische Union ihre Wahlbeobachtermission zurück-
gezogen hatte, veranlasste der Präsident die Um-
widmung von Geldern mehrerer Ministerien für 
den Wahlprozess und schreckte auch nicht davor 
zurück, sich bei der burundischen Zentralbank zu 
verschulden (Gouvernement du Burundi 2015). 
Auch rief die Regierung via Facebook burun-
dische Staatsbürger im In- und Ausland dazu auf, 
für die Wahlen zu spenden. Per Dekret wurde au-
ßerdem die nationale Wahlkommission für funkti-
onstüchtig erklärt, obwohl zwei der Mitglieder sie 
aufgrund der andauernden politischen Manipula-
tion verlassen hatten. Auch bezüglich des Wahl-
termins argumentiert der CNDD-FDD streng for-
malrechtlich. Da laut Verfassung das Mandat des 
Präsidenten auf den Tag genau fünf Jahre nach 
der letzten Wahl ausläuft, müssten die Wahlen 
noch vor dem 26. August 2015 stattfinden. 

Dem Regimediskurs zufolge erfüllt die Regie-
rung Nkurunzizas also alle zentralen Vorgaben 
der Verfassung – demokratische Wahlen, die Er-
füllung ethnischer Quoten, die Beteiligung der 
Opposition an der Regierung sowie die Mandats-
beschränkung – und versucht so, sich internatio-
nal unangreifbar zu machen. Der Friedensvertrag 
von Arusha als Wegbereiter der heutigen Verfas-
sung spielt für den CNDD-FDD hingegen keine 
Rolle – nicht zuletzt, weil der CNDD-FDD das Ab-
kommen nicht mit unterzeichnete, sondern erst 
im Jahr 2003 nach dem Abschluss eines separaten 
Friedensvertrags in die Regierung der Nationalen 
Einheit aufgenommen wurde. 

Im Gegensatz dazu verweisen Demonstranten, 
zivilgesellschaftliche Akteure und die politische 
Opposition auf den „Geist von Arusha“. So rief 
der am 23. Mai 2015 ermordete Oppositionspoli-
tiker Zedi Feruzi laut der „Bewegung gegen ein 
drittes Mandat“ alle Burunder dazu auf, gemein-
sam die Verträge von Arusha zu verteidigen ����(Ni-
ninahazwe 2015). Der Protestbewegung zufolge 
widerspräche eine erneute Kandidatur Nkurunzi-
zas unabhängig von der Auslegung des Wortlauts 
der Verfassung der Idee des Friedenvertrags von 
Arusha, der eine Beschränkung auf zwei Amts-
zeiten vorsieht. 

Die Oppositionsparteien betonen darüber hi-
naus das in Arusha festgeschriebene Moment 
des Ausgleichs. Dieser Lesart zufolge sollten die 
ethnischen Quoten dafür sorgen, dass sich Par-
teien für oppositionelle Stimmen öffnen und Al-
lianzen bilden. Zur Zeit der Friedensverhandlung 
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war kaum vorstellbar, dass es einer Partei gelin-
gen würde, ausreichend Anhänger beider Ethnien 
zu rekrutieren. In ähnlicher Weise sollte die poli-
tische Machtteilung über die Posten der zwei Vi-
zepräsidenten den Einfluss der Opposition sicher-
stellen. Das über allem stehende Prinzip von Aru-
sha ist aus Sicht der Oppositionsparteien der Di-
alog, den sie nach ihrem Boykott der Wahlen von 
2010 wiederholt einforderten.

Dies hat jedoch auch machttaktische Gründe, 
da der Versuch, dem CNDD-FDD mit Verweis 
auf den Bruch rechtsstaatlicher Prinzipien beizu-
kommen, gescheitert war. Die Debatte um die ver-
meintliche Wahlfälschung der Kommunalwahlen 
trat in den Hintergrund, nachdem Wahlbeobach-
ter die anschließenden Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen als frei und fair bewertet hat-
ten (East African Community 2010; EU Election 
Observation Mission to Burundi 2010)�����������. Durch de-
ren Boykott hatte sich die Opposition machtpoli-
tisch ins Aus befördert. Der Rekurs auf vage Prin-
zipien von Arusha war damit die einzige Chan-
ce für die Opposition, im Spiel zu bleiben. Auch 
in der aktuellen Krise sieht die Opposition kein 
legales, sondern ein politisches Problem. So for-
derte der Sprecher der Oppositionspartei Mou-
vement pour la Solidarité et le Développement 
(MSD) kürzlich, die Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen erst durchzuführen, wenn die Vo-
raussetzungen für einen friedlichen und demokra-
tischen Prozess gegeben seien – zur Not auch erst 
nach dem Ende des Mandats. 

Die ambivalente Haltung der internationalen 
Gemeinschaft 

Die Haltung der internationalen Gemeinschaft be-
wegt sich im Spannungsfeld zwischen einer streng 
legalistischen Sichtweise und der Forderung, poli-
tischen Ausgleich und Kompromisse im Sinne des 
Geistes von Arusha zu suchen. Dies zeigte sich 
bereits bei den Wahlen 2010. Einerseits wurden 
sie als frei und fair anerkannt, andererseits wur-
de dennoch zum Dialog mit der Opposition auf-
gerufen. 

In den aktuellen Diskussionen um ein drittes 
Mandat setzt sich die ambivalente Haltung fort. 
Zwar forderten die internationalen Geber wie-
derholt die Verfassungsmäßigkeit des Wahlpro-
zesses ein. Angesichts des politischen Drucks auf 
das Verfassungsgericht wird parallel dazu aber 

vermehrt auf das Abkommen von Arusha Bezug 
genommen. So hob der stellvertretende belgische 
Außenminister Didier Reynders nach dem um-
strittenen Verfassungsgerichtsurteil hervor, dass 
nur inklusive und transparente Wahlen im Sinne 
Arushas Regierungen in Burundi demokratisch 
legitimieren können (Ambassade de Belgique au 
Burundi 2015). In ähnlicher Weise betonte die 
EU, es sei nach dem Urteil des obersten Gerichtes 
wichtiger als je zuvor, dass alle politischen Kräf-
te die Prinzipien von Arusha respektierten ������(Euro-
pean External Action Service 2015)��������������. Die USA hin-
gegen kritisierten den CNDD-FDD bereits am Tag 
der Verlautbarung der Kandidatur dafür, durch 
die Nominierung Nkurunzizas die Mandatsbe-
schränkung des Arusha-Vertrags zu missachten 
(US Department of State 2015). 

Der Wandel im Diskurs ist bei der AU beson-
ders deutlich. Während in den zahlreichen Kom-
muniqués des AU-Friedens- und Sicherheitsrates 
vor dem Urteil des Verfassungsgerichts das Aru-
sha-Abkommen als normative Grundlage des Ver-
söhnungsprozesses in Burundi keine Erwähnung 
findet, betonte der Rat seitdem in jeder Verlaut-
barung dessen Bedeutung als Grundlage für den 
angestrebten Dialog zwischen Regime, Opposi-
tion und Zivilgesellschaft.3 Die Länder der Re-
gion hingegen haben bereits früh auf die Bedeu-
tung von Arusha verwiesen. Die Ostafrikanische 
Wirtschaftsgemeinschaft (EAC) betonte auf ihrem 
außerordentlichen Gipfel am 13. Mai die zentra-
le Rolle der Verträge von Arusha als Richtschnur 
für die Wahlen (East African Community 2015). 
Gleichzeitig wurde ein Bericht der EAC-Staatsan-
wälte, dass eine dritte Amtszeit Nkurunzizas ille-
gal sei, auf einem weiteren Gipfel am 31. Mai nicht 
berücksichtigt (Radio France Internationale 2015) 

Die ambivalente Haltung darüber, inwieweit 
sich die Politik in Burundi vor allem nach der Ver-
fassung richten oder auch dem Primat des Dia-
logs folgen soll, spiegelte sich auch in den wider-
sprüchlichen Haltungen hinsichtlich des Wahl-
termins wider. Die EAC forderte eine Verschie-
bung der ursprünglich für den 5. Juni vorgese-
henen Präsidentschaftswahlen um sechs Wochen. 
So könnte der Urnengang stattfinden, bevor Nku-
runzizas Mandat ausläuft. Im Gegensatz dazu 

3	 Betrachtet wurden die Kommuniqués zu allen bisherigen Sit-
zungen des Friedens- und Sicherheitsrates im Jahr 2015 (bis 
einschließlich 25. Juni), in denen er sich mit der Situation in 
Burundi befasst hat. Dies betrifft die Sessions 490, 497, 501, 
503, 507 sowie 515 (AU Peace and Security Council 2015). 
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legte sich die Internationale Konferenz der Groß-
en Seen nicht auf einen Zeitplan fest. Die Wah-
len sollten erst stattfinden, wenn die Vorausset-
zungen für eine freie, faire und friedliche Durch-
führung geschaffen wurden, betonte der südafri-
kanische Präsident Zuma in seiner Rolle als Ver-
mittler (Times LIVE 2015).

Amtszeitbeschränkungen als Schicksalsfrage 
für die Region?

Die Dynamiken in Burundi stellen keinen Einzel-
fall in Afrika dar. Die Mehrheit der politischen Re-
gime in Subsahara-Afrika lassen sich als elektora-
le Autokratien charakterisieren (Kemmerzell 2010), 
deren Legitimität von vermeintlich demokrati-
schen Verfahren abhängt. Zum Instrumentenkof-
fer afrikanischer Autokraten gehören deswegen 
nicht nur Gewalt und Repression, sondern auch 
eine Reihe formaler Verfahren innerhalb rechts-
staatlicher Institutionen (Albaugh 2011). Neben 
der – oftmals subtilen – Manipulation von Wahlen 
(Schedler 2002) wird der Versuch vieler Herrscher, 
sich einen demokratischen Anstrich zu geben, am 
Beispiel von Verfassungsänderungen deutlich. 
Staats- und Regierungschefs missachten die mitt-
lerweile weitgehend kodifizierten Amtszeitbe-
schränkungen nicht einfach, sondern wählen den 
Prozess einer Verfassungsreform über das Parla-
ment, ein Referendum oder eine Auslegung zu-
gunsten des Präsidenten (Simons und Tull 2015). 

Dass scheinbar verfassungsgemäße Wahlpro-
zesse unter bestimmten Umständen nicht ausrei-
chen, um demokratische Prinzipien zu schützen, 
kommt auch in der im Jahr 2007 von afrikanischen 
Staats- und Regierungschefs auf einem AU-Gipfel 
verabschiedeten Afrikanischen Charta für Demo-
kratie, Wahlen und Regierungsführung zum Aus-
druck. Neben gewaltsamen Machtübernahmen 
wird in Artikel 23 auch die Änderung der Verfas-
sung mit dem Ziel, demokratische Machtwechsel 
zu behindern, ausdrücklich untersagt. Die Regie-
rung Nkurunziza hat die Charta zwar unterzeich-
net, jedoch nicht ratifiziert, sodass sie für Burundi 
rechtlich nicht bindend ist. 

Bisher kritisieren die AU sowie ihre Regio-
nalorganisationen lediglich Militärputsche (Witt 
2012). Dieser Fokus steht in starkem Kontrast 
zur jüngsten Debatte über ein drittes Mandat als 
neue Schicksalsfrage für die Stabilität und Sicher-
heit des Kontinents ��������������������������  (Zounmenou 2015). Tatsäch-

lich wird die Frage einer dritten Amtszeit in den 
kommenden zwei Jahren in sieben weiteren Län-
dern Subsahara-Afrikas aktuell.4 In der DR Kon-
go zeichnet sich die Verschiebung der Wahlen im 
Jahr 2016 aufgrund eines bewusst zu ambitionier-
ten Wahlkalenders ab. Auch in der Republik Kon-
go bemüht sich der Präsident bereits, seinen Ver-
such, im Amt zu bleiben, als Dialogvorschlag an 
die Opposition zu verkaufen. Ruandas Präsident 
Paul Kagame hat überdies gezeigt, wie Nkurun-
zizas erneute Kandidatur kritisiert werden kann, 
ohne die eigene Position zu gefährden: Demzufol-
ge stünde Kagame für eine weitere Amtszeit zur 
Verfügung, wenn dies „der Wunsch der Bevölke-
rung“ sei. Dies dürfe aber nicht, wie in Burundi, 
gegen den Willen des Volkes geschehen (News of 
Rwanda 2015). 

Eine klare Positionierung ist wichtig 

Die derzeitige Krise in Burundi unterstreicht, dass 
rechtsstaatliche Institutionen die Entwicklung 
eines autokratischen De-facto-Einparteienstaats 
nicht verhindert haben. Dies sollte jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass das in der Verfas-
sung verankerte System der Checks and Balan-
ces nicht vollkommen wirkungslos war, wie das 
Scheitern der Verfassungsänderung im Jahr 2014 
exemplarisch zeigt. Die dafür notwendige Vier-
fünftelmehrheit stellte trotz der gelungenen Ko-
optation dreier Abgeordneter für das Regime ei-
ne zu große Hürde dar; das Vorhaben scheiterte 
an einer fehlenden Stimme. 

Letztlich hängt die Funktionsfähigkeit der In-
stitutionen also immer auch vom Handeln zen-
traler Akteure ab. In Burundi hat die politische 
Opposition den Aufstieg der CNDD-FDD, deren 
Dominanz mittlerweile lautstark kritisiert wird, 
zumindest erleichtert. Insbesondere der Boykott 
der Wahlen im Jahr 2010 und die Bereitschaft der 
UPRONA, die Regierung so lange mitzutragen, 
wie die eigenen Privilegien nicht gefährdet waren, 
ebneten dem CNDD-FDD den Weg zur Kontrol-
le des gesamten politischen und administrativen 
Apparates. Im Laufe der letzten Monate haben 
sich jedoch mutige Einzelpersonen der Kooptati-
on der Institutionen widersetzt. Sowohl der stell-
vertretende Präsident des Verfassungsgerichts 

4	 Tansania, Benin, Republik Kongo, DR Kongo, Ruanda, Libe-
ria, Sierra-Leone.
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als auch zwei Mitglieder der Wahlkommission 
hielten der Manipulation durch den Präsidenten 
stand und flohen ins Ausland, als der Druck zu 
groß wurde. 

Die Erfahrung in Burundi verweist deshalb 
auf vier zentrale Faktoren, die bei der Diskussi-
on über Amtszeitbeschränkungen beachtet wer-
den sollten: 
•	 Derartige Kräfte, die an demokratischen Insti-

tutionen festhalten, gilt es zu unterstützen. Da-
zu gehören in Burundi auch jene 17 hochran-
gigen CNDD-FDD-Funktionäre, die sich im 
März in einem offenen Brief gegen eine erneute 
Kandidatur Nkrunzizas ausgesprochen hatten. 

•	 Gleichzeitig erscheint die Fokussierung der in-
ternationalen Gemeinschaft auf die Forderung 
nach Achtung der Verfassung nicht zielfüh-
rend, da es Herrschenden oft genug gelingt, 
diese den eignen Interessen entsprechend zu 
modifizieren oder neu zu interpretieren.

•	 Die Afrikanische Charta für Demokratie, Wahl-
en und Regierungsführung mit ihrem in Arti-
kel 23 festgelegten Verbot von Verfassungsän-
derungen, die demokratische Machtwechsel 
verhindern, sollte als Referenz für eine prinzi-
piengeleitete deutsche und europäische Hal-
tung dienen.

•	 Eine normativ ausgerichtete Positionierung 
muss auch für zukünftige Diskussionen um 
Amtszeitbegrenzungen maßgeblich sein. In der 
DR Kongo kam es bereits zu Zusammenstößen 
zwischen Demonstranten und Polizei bei Pro-
testen um eine dritte Amtszeit von Präsident 
Kabila, während in Ruanda Dissens gar nicht 
erst öffentlich gemacht werden kann. Die inter-
nationale Haltung darf aber nicht von der zu er-
wartenden Vehemenz der Proteste gegen Man-
datsbeschränkungen abhängig sein. Dies trüge 
die Gefahr in sich, Demonstranten in den ver-
schiedenen Ländern zu einem gewaltsameren 
Vorgehen zu animieren, um internationale Auf-
merksamkeit zu erregen. 
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